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Sofortmaßnahmen zur Stärkung des Schienenverkehrs einleiten 


A. Problem 

Die Fraktion der FDP hat einen Antrag mit dem Ziel eingebracht, dass der 
Deutsche Bundestag die Bundesregierung auffordert, ein 6-Punkte-Sofort- 
programm zur Stärkung des Schienenverkehrs vorzulegen. Dieses soll nach 
dem Antrag beinhalten, dass die DB Netz AG zum 1. Januar 2002 aus der Deut- 
schen Bahn Holding AG herausgelöst und bis zur Entscheidung über die end- 
gültige Struktur und Organisation des Schienennetzes zum Jahr 2004 als selb- 
ständiges bundeseigenes Unternehmen geführt wird. Die Bundesregierung soll 
aufgefordert werden, ein mit 10 Mio. DM dotiertes Grundlagen- und Ressort- 
forschungsprogramm zur Zukunft des Schienenverkehrs vorzulegen und das 
deutsche Schienennetz mit sofortiger Wirkung für alle zugelassenen europäi- 
schen Eisenbahnuntemehmen grundsätzlich ohne Gegenseitigkeitsvorbehalt zu 
öffnen. Die Präsenz der Bundesregierung im Aufsichtsrat der DB AG und der 
eigenständigen DB Netz AG soll allein durch das Bundesfmanzministerium 
wahrgenommen werden und es soll nach dem Vorbild der Telekom-Regulie- 
rung eine Regulierungsbehörde eingerichtet werden, die zunächst befristet für 
das Trassenpreissystem und den Netzzugang zuständig sein soll. Die Investitio- 
nen des Bundes in das Schienennetz sollen schrittweise nach Effizienzgesichts- 
punkten gewährt werden und einen Anreiz bieten, zuerst das vorhandene Schie- 
nennetz so gut wie möglich am Markt auszulasten, um die hohen Trassenpreise 
senken zu können. 


B. Lösung 

Ablehnung zu Punkt 1 des Antrags mit den Stimmen der Koalitionsfrak- 
tionen und der Fraktion der CDU/CSU gegen die Stimmen der Fraktion 
der FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion der PDS und zu Punkt 2 bis 6 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion der PDS 
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C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-3- 


Drucksache 14/9522 


Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 14/6454 - abzulehnen. 


Berlin, den 12. Juni 2002 


Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

Eduard Oswald Karin Rehhock-Zureich 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Karin Rehbock-Zureich 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf Drucksache 
14/6454 in seiner 195. Sitzung am 18. Oktober 2001 beraten 
und an den Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswe- 
sen zur federführenden Beratung und an den Finanzaus- 
schuss, den Ausschuss für Wirtschaft und Technologie, den 
Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirt- 
schaft, den Ausschuss für Bildung, Forschung und Technik- 
folgenabschätzung, den Ausschuss für Tourismus und den 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
zur Mitberatung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Der Antrag auf Drucksache 14/6454 hat zum Ziel, dass der 
Deutsche Bundestag die Bundesregierung auffordert, ein 
6-Punkte-Sofortprogramm zur Stärkung des Schienenver- 
kehrs vorzulegen. Dieses soll nach dem Antrag beinhalten, 
dass die DB Netz AG zum 1 . Januar 2002 aus der Deut- 
schen Bahn Holding AG herausgelöst und bis zur Entschei- 
dung über die endgültige Struktur und Organisation des 
Schienennetzes zum Jahr 2004 als selbständiges bundesei- 
genes Unternehmen geführt wird. Die Bundesregierung soll 
aufgefordert werden, ein mit 10 Mio. DM dotiertes Grund- 
lagen- und Ressortforschungsprogramm zur Zukunft des 
Schienenverkehrs vorzulegen und das deutsche Schienen- 
netz mit sofortiger Wirkung für alle zugelassenen europäi- 
schen Eisenbahnuntemehmen grundsätzlich ohne Gegensei- 
tigkeitsvorbehalt zu öffnen. Die Präsenz der Bundesregie- 
rung im Aufsichtsrat der DB AG und der eigenständigen 
DB Netz AG soll allein durch das Bundesfinanzministerium 
wahrgenommen werden und es soll nach dem Vorbild der 
Telekom-Regulierung eine Regulierungsbehörde eingerich- 
tet werden, die zunächst befristet für das Trassenpreissys- 
tem und den Netzzugang zuständig sein soll. Die Investitio- 
nen des Bundes in das Schienennetz sollen schrittweise 
nach Effizienzgesichtspunkten gewährt werden und einen 
Anreiz bieten, zuerst das vorhandene Schienennetz so gut 
wie möglich am Markt auszulasten, um die hohen Trassen- 
preise senken zu können. 

III. Stellungnahme der mitberatenden Ausschüsse 

Der Finanzausschuss hat die Vorlage in seiner 119. Sitzung 
am 12. Dezember 2001 beraten und hat auf eine Stellung- 
nahme verzichtet. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat die 

Vorlage in seiner 82. Sitzung am 5. Juni 2002 beraten und 
empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU, FDP und PDS, den Antrag abzu- 
lehnen. 

Der Aussehuss für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft hat die Vorlage in seiner 79. Sitzung am 
14. November 2001 beraten und empfiehlt mit den Stimmen 
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, FDP und 
PDS, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfol- 
genabschätzung hat die Vorlage in seiner 56. Sitzung am 
14. November 2001 beraten und empfiehlt mit den Stimmen 
der Fraktion der SPD gegen die Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP und PDS bei Abwesenheit der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuss für Tourismus hat die Vorlage in seiner 
76. Sitzung am 23. Januar 2002 beraten und empfiehlt mit 
den Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP bei Abwesenheit der Fraktion der PDS, den 
Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuss für die Augelegeuheiteu der Europäi- 
scheu Uuiou hat die Vorlage in seiner 83. Sitzung am 
14. November 2001 beraten und empfiehlt mit den Stimmen 
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, FDP und 
PDS, den Antrag abzulehnen. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse 
im Ausschuss 

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat 
die Vorlage in seiner 87. Sitzung am 12. Juni 2002 zusam- 
men mit den Anträgen der Fraktion der CDU/CSU auf 
Drucksache 14/5316 und auf Drucksache 14/6440 beraten 
und empfiehlt den Antrag abzulehnen. Der Beschluss wurde 
zu Punkt 1 des Antrags mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen und der Fraktion der CDU/CSU gegen die Stim- 
men der Fraktion der FDP bei Stimmenthaltung der Frak- 
tion der PDS, zu Punkt 2 bis 6 des Antrags mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion 
der PDS gefasst. 

Die Fraktion der SPD führte aus, die Koalition habe dafür 
gesorgt, dass der Deutschen Bahn AG zusätzliche Mittel zur 
Verfügung gestellt würden, dass die Themen Trassenver- 
gabe, Trassenpreise und Transparenz der Bilanz sowie der 
Gewinn- und Verlustrechnung auf die Tagesordnung gesetzt 
worden seien und dass eine beim Eisenbahnbundesamt ein- 
gerichtete Trassenagentur für diskriminierungsfreien Zu- 
gang zum Netz sorgen werde. Den Antrag lehne man ab, 
weil er sachlich und fachlich keine Grundlage habe. 

Die Fraktion der CDU/CSU erklärte, wenn man den Auf- 
wand für die Bahn seit 1994 addiere, liege man knapp unter 
400 Mrd. DM. Es sei mit einem enorm hohen Aufwand ein 
sehr geringer Ertrag erzielt worden. Das Ziel der Bahnre- 
form, modal-split-Gewinne für die Schiene zu erzielen, sei 
nicht erreicht worden. Es sei mit der Bahnreform auch nicht 
gelungen, Wettbewerb zu erreichen. Acht Jahre nach der 
Bahnreform finde man eine unverändert harte Monopolsitu- 
ation vor. Wenn aus der als Übergangslösung gedachten 
Holding eine Dauereinrichtung gemacht werden solle und 
man die Holding dann kapitalmarktfähig machen wolle, 
wiederhole man den in Großbritannien gemachten Fehler, 
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das Netz materiell zu privatisieren. Auch das Ziel der Ent- 
lastung des Steuerzahlers sei nicht erreicht worden. Es gebe 
enormen Handlungsbedarf auf Bundesebene. Die Ziele 
seien klar definiert; über die Modelle zu ihrer Erreichung, 
die weiteren Schritte und die zeitliche Abfolge und Dosie- 
rung der Maßnahmen müsse weiter diskutiert werden. Für 
sie sei klar, dass man bei den weiteren Reformen Störungen 
im Betriebsablauf vermeiden, die Sicherheit des Betriebs je- 
derzeit gewährleisten und die Arbeitnehmerrechte beachten 
müsse, es aber insgesamt das Ziel sei, mehr und besseren 
Schienenverkehr und Sicherheit der Arbeitsplätze in diesem 
Bereich zu erreichen. Mit dem bisher Erreichten könne sich 
niemand zufrieden geben. 

Die FRAKTION BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bekun- 
dete, sie sei jederzeit bereit, eine Grundsatzdebatte über die 
Zukunft der Bahn zu führen, aber nicht auf der Grundlage 
solch dürftiger Anträge, wie sie hier vorgelegt worden 
seien. Sie betonte, dass die Koalition die Haushaltsmittel für 
den Bahnbau erhöht und verstetigt habe. 

Die Eraktion der EDP wies daraufhin, dass ihr Antrag be- 
reits im Juni 2001 eingebracht worden sei. Es sei ein Sofort- 


programm erforderlich, um mehr Effizienz und mehr Wett- 
bewerb auf der Schiene zu erreichen. Dies müsse in einem 
ersten Schritt mit der Herauslösung der DB Netz AG aus der 
Deutschen Bahn AG beginnen. 

Die Fraktion der PDS stellte fest, sie habe mehrfach das 
französische Modell der Organisation des Eisenbahnwe- 
sens angeführt, es habe dazu aber keine Diskussion gege- 
ben. Man sei der Auffassung, dass der Staat, wie bei allen 
anderen Verkehrwegen, auch die Verantwortung für den 
Verkehrsweg Schiene haben müsse. Hinzukommen müsse, 
dass die finanzielle Ausstattung der Netzgesellschaft ge- 
währleistet sei und dass eine Grundsanierung des gesam- 
ten Netzes erfolge. Bei der in dem Antrag erhobenen For- 
derung nach einer Trennung von Fahrweg und Betrieb 
werde dies nicht gesagt. Dem Argument des Vorstandsvor- 
sitzenden der Deutschen Bahn AG, es handele sich bei 
dem Verhältnis von Fahrweg und Betrieb um eine Sicher- 
heitsfrage, könne man das französische Modell entgegen- 
halten, bei dem nach der Trennung die Instandhaltung des 
Netzes bei dem bleiben müsse, der maßgeblich auf dem 
Netz fahre. 


Berlin, den 12. Juni 2002 

Karin Rehbock-Zureich 

Berichterstatterin 
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